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An das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft,  
Umwelt und Wasserwirtschaft 
 
per E-Mail: martina.waldherr@bmlfuw.gv.at 
cc:              michael.aumer@bmlfuw.gv.at 
 
 
 
Zu dem mit do. Note vom 9. November 2016, Zl. BMLFUW-LE.1.4.1/0062-I/3/2016, übermittelten Ge-

setzesentwurf wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Artikel 1 

Zu Z 6: 

Fraglich erscheint, welche Maßnahmen mit den zur Verfügung stehenden Restmitteln (€ 4,6 Mio) ge-

fördert werden sollen. 

 

Zu Z 14: 

Die Änderung des Stichtages 1. April 1973 für förderungswürdige Sanierungsmaßnahmen auf einen 

revolvierenden Zeitraum von 40 Jahren wird bereits seit vielen Jahren von der österreichischen Sied-

lungswasserwirtschaft gefordert. Die diesbezügliche Änderung wird daher ausdrücklich begrüßt. 

 

 

Der im Zuge der FAG-Verhandlungen paktierte Zusagerahmen für die Siedlungswasserwirtschaft von 

€ 80 Mio./a wäre für Maßnahmen der Siedlungswasserwirtschaft im UFG festzuschreiben. 

 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des Nationalrates elektro-

nisch übermittelt.  

 

Für die Kärntner Landesregierung: 
Dr. Primosch 

 
 
 

 

 
 

Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.ktn.gv.at/amtssignatur. Die Echtheit des Ausdrucks dieses Dokuments kann durch schriftliche,
persönliche oder telefonische Rückfrage bei der erledigenden Stelle während ihrer Amtsstunden geprüft werden.

14/SN-274/ME XXV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 1 von 1

www.parlament.gv.at


		2016-11-18T09:15:33+0100
	Land Kärnten




